
Die Stadtverordnetenversammlung
- Ausschuss für Bürgerbeteiligung, 
Völkerverständigung und Integration -

Punkt 5 der öffentlichen Sitzung am 25.01.2005  

Vorlage Nr. 05-A-21-0003

Bleiberechtsregelung/Bleiberechtsproblematik

Beschluss Nr. 0006

1. Der Ausschuss nimmt zur Kenntnis, dass heute kein aktueller Beratungsbedarf im 
Zusammenhang mit einer evtl. Wiesbaden-Initiative zum neuen Zuwanderungsgesetz besteht.

2. Es wird des weiteren zur Kenntnis genommen, dass dem Integrationsdezernat die politische 
Unterstützung sehr wichtig ist.

3. Die Fraktionen werden gebeten, möglichst bis zur Sitzung des Ausschusses am 01.03.2005 
Vorschläge für das weitere Vorgehen zu unterbreiten.

4. Die Angelegenheit kommt in der Sitzung des Ausschusses am 01.03.2005 erneut zum Aufruf.
   

1. Den Fraktionen mit der Bitte um weitere Wiesbaden,         .01.2005
Veranlassung zu Punkt 2.

2. Frau Stadtverordnetenvorsteherin
mit der Bitte um Kenntnisnahme
und weitere Veranlassung

Müller
Vorsitzender

Die Stadtverordnetenvorsteherin Wiesbaden,          .01.2005

Dem Magistrat
mit der Bitte um Kenntnisnahme
und weitere Veranlassung

Thiels
Stadtverordnetenvorsteherin

Der Magistrat Wiesbaden,          .01.2005
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Dezernat VII
mit der Bitte um Kenntnisnahme Diehl

Oberbürgermeister
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